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Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (723 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Sonderunter­

stützungsgesetz geändert wird 

Während derzeit der Anspruch auf Sonderunter­
stützung bei einem Auslandsaufenthalt ruht, soll 
durch die gegenständliche Regierungsvorlage ein 
Ruhen erst dann eintreten, wenn der Auslandsauf­
enthalt in einem Kalenderjahr zwei Monate über­
schreitet. Beim Nachsehen des Ruhens der Sonder­
unterstützung wegen Auslandsaufenthaltes . von 
mehr als zwei Monaten im Kalenderjahr soll der 
Vermittlungsausschuß des Arbeitsamtes angehört 
werden. 

Bei Dienstnehmern, die bei einer Betriebskran­
kenkasse versichert waren, soll diese Zuständigkeit 
künftig auch während des Sonderunterstützungsbe­
zuges gewahrt bleiben und auf diese Art vermieden 
werden, daß ein zweimaliger Wechsel in der 
Zuständigkeit der Krankenkasse eintritt, nämlich 
während der Sonderunterstützung zur Gebiets­
krankenkasse und bei Pensionsanfall wieder zur 
Betriebskrankenkasse. 

Durch eine Neufassung der Bestimmungen über 
die Einschränkung der Einkommensanrechnung 
soll klargestellt werden, daß Einkünfte, die bereits 
bei der Bemessung der Höhe der Ausgleichszulage 
angerechnet wurden, nicht mehr auf die Sonderun­
terstützung angerechnet werden, und es soll eine 
Versehrtenrente oder eine Witwen pension ebenfalls 
von der Anrechnung auf die Sonderunterstützung 
ausgeschlossen werden. 

Wegen der schwierigen Situation der älteren 
Arbeitnehmer auf dem Arbeitsmarkt und dem pen- . 
sionsähnlichen Status der Sonderunterstützung soll 
von der generellen Vorschreibung von Kontroll­
meldungen beim Arbeitsamt abgesehen werden und 
nur bei Vorliegen einer zumutbaren Beschäfti­
gungsmöglichkeit em Vermittlungsgespräch 
geführt werden, 

Personen, die Sonderunterstützung beantragt 
haben, soll künftig bis zur Entscheidung durch den 
leistungszuständigen Pensionsversicherungsträger 
ein Vorschuß in der Höhe des Arbeitslosengeldes 
bzw. der Notstandshilfe nach den Bestimmungen 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 
gewährt werden, der auf die später gewährte Son­
derunterstützung anzurechnen ist. 

Im Hinblick auf soziale Härtefälle bei der Son­
derunterstützung nach § 1 Abs. 1 Z 1 soll vom 
Stichtagsprinzip abgegangen werden, wonach 
männliche Anspruchswerber an ihrem 59.,weibli­
ehe Anspruchswerber an ihrem 54. Geburtstag ent­
weder in einem Dienstverhältnis stehen oder 
Arbeitslosengeld (Notstandshilfe) beziehen müssen. 
Außerdem soll durch eine entsprechende Regelung, 
wonach die Beschäftigungszeiten für die Erfüllung 
der Anwartschaft nochmals berücksichtigt werden 
können, klargestellt werden, daß bei der Prüfung 
der Anwartschaft bei Anspruchswerbern, die bereits 
im Bezug von Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe 
stehen, die für den Anspruch für Arbeitslosengeld 
herangezogenen Zeiten nicht verbraucht sind. 

Die Regierungsvorlage sieht auch Anpassungen 
der pensionsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Sonderunterstützung an die durch die 40. ASVG­
Novelle, BGBL Nr. 484/1984, geänderte Rechts­
lage vor. Es soll auch klargestellt werden, daß die 
Sonderunterstützung nur bis zur Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen für eine Alteispension 
gebührt. 

Weiters soll durch die Regierungsvorlage verhin­
dert werden, daß auf Grund der Änderungen der 
Bemessungsvorschriften durch die 40. ASVG­
Novelle in manchen Fällen das Ausmaß der anfal­
lenden Pension die vorher gezahlte Sonderunter­
stützung unterschreitet. 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sit­
zung vom 5. Dezember 1985 in Verhandlung 

822 der Beilagen XVI. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 1 von 6

www.parlament.gv.at



2 822 der Beilagen 

genommen. An der Debatte beteiligten sich die 
Abgeordneten Dr. S c h w i m m e r, Ingrid 
Ti c h y - S c h red e r, N ü rn b erg e rund 
H e sou n sowie der BundesminiSter für soziale 
Verwaltung D all i n ger. Von den Abgeordneten 
N ü r n b erg e rund Hin t e r m a ye r wurde 
ein gemeinsamer Abänderungsantrag betreffend 
Art. I Z 2, Z 13 und Einfügung eines neuen Art. II 
sowie Umbenennung des bisherigen Art. II auf 
Art. III gestellt. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung des oben erwähnten 
Abänderungsantrages der Abgeordneten N ü r n -
b erg' e rund Hin t e r m a y e r mit Stimmen­
mehrheit angenommen. 

Zu den Abänderungen gegenüber der Regie­
. rungsvorlage wird folgendes bemerkt: 

Zu Art. I Z 2 (§ 2 Abs. 3 SUG): 

Im Zuge der Anpassung an die pensionsrechtli­
chen Bestimmungen soll auch festgelegt werden, 
daß die Leistung für Angehörige bei Haft des 
Anspruchsberechtigten den Angehörigen nicht 
gebührt, deren Beteiligung an der strafbaren Hand­
lung, die die Freiheitsstrafe oder die Anhaltung des 
Anspruchsberechtigten verursacht hat, durch 
rechtskräftiges Erkenntnis des Strafgerichtes oder 
durch rechtskräftigen Bescheid einer Verwaltungs­
behörde festgestellt ist. Zu diesem Zv.:eck wird auf 

Nürnberger 

Berichterstatter 

die analoge Bestimmung des § 89 Abs. 6 ASVG ver­
wiesen. 

Zu Art. I Z 13 (Art. IV Abs. 2 SUG): 

. Durch die Ergänzung dieser Bestimmung soll 
klargestellt werden, daß Arbeitnehmer aus dem 
Kohlenbergbau und anderen knappschaftlichen 
Betrieben neben dem Anfallsalter auch die sonsti­
gen Voraussetzungen wie Arbeitsfähigkeit, Arbeits­
willigkeit, Arbeitslosigkeit und die Wartezeit für 
eine Leistung aus dem Versicherungsfall des Alters 
erfüllen müssen. 

Zum neuen Artikel 11: 

§ 64 Abs. 7 zweiter Satz AlVG ist eine verrech­
nungstechnische Vorschrift, die mit Wirkung ab 
1. Jänner 1984 in Kraft getreten ist. Ihre rückwir­
kende Inkraftsetzung mit 1. Jänner 1982 erfolgt auf 
Anregung des Rechnungshofes zur Wahrung der 
Kontinuität der Verrechnungstechnik. Eine mate­
rielle Änderung tritt dadurch nicht ein. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für soziale Verwaltung somit den A n t rag, det 
Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s sen e n • '. 
G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige' • 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 1985 12 05 

Hesoun 

Obmann 
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Bundesgesetz vom :XXXXX, mit dem 
das Sonderunterstützungsgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Sonderunterstützungsgesetz, BGBI. 
Nr. 64211973, in der Fassung der Bundesgesetze 
BGBI. Nr. 109/1979 und 596/1983, wird wie folgt 
geändert: 

1. a) § 1 Abs. 1 Z 2 und letzter Satz lauten: 

,,2. a) das 59. Lebensjahr, Frauen das 
54. Lebensjahr, vollendet haben und 

b) in den letzten 25 Jahren vor Geltend­
machung des Anspruches mindestens 180 
Monate arbeitslosenversicherungspflichtig 
beschäftigt waren sowie die Anwartschaft 
auf Arbeitlosengeld erfüllen; § 14 Abs.6 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
1977, BGBI. Nr.609, ist nicht anzuwen­
den. 

Weiters ist Voraussetzung für den Anspruch auf 
Sonderunterstützung, daß die Personen arbeitsfä­
hig, arbeitswillig und arbeitslos sind und an dem 
der Beendigung des Dienstverhältnisses folgenden 
Monatsersten (Stichtag) die Wartezeit für eine Lei­
stung aus einem Versicherungsfall des Alters, aus­
genommen den Knappschaftssold, gemäß § 236 des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl. 
Nr. 189/1955, bzw. gemäß § 120 des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes, BGBI. Nr.560/1978, 
bzw. gemäß § 111 des Bauern-Sozialversicherungs­
gesetzes, BGBl. Nr. 559/1978, erfüllen; hiebei gel­
ten § 251 a Abs. 7 Z 1 des Allgemeinen Sozialversi­
cherungsgesetzes, § 129 Abs.7 Z 1 des Gewerbli­
chen Sozialversicherungsgesetzes und § 120 Abs. 7 
Z 1 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes sinn­
gemäß." 

b) Im § 1 Abs. 2 wird der Ausdruck "des Arbeits­
losenversicherungsgesetzes 1958, BGBl. Nr. 199," 
durch den Ausdruck "des Arbeitslosenversiche­
rungsgesetzes 1977" ersetzt. 

c) Im § 1 Abs. 3, 4 und 5 wird der Ausdruck 
,,Abs. 1 lit. a" jeweils durch den Ausdruck "Abs. 1 
Z 1 lit. b" ersetzt. 

2. § 2 lautet: 

,,§ 2. (1) Der Anspruch auf Sonderunterstützung 
ruht, solange der Anspruchsberechtigte 

1. eine Freiheitsstrafe verbüßt oder in den Fällen 
der §§ 21 Abs. 2, 22 und 23 des Strafgesetzbu­
ches, BGBl. Nr.60/1974, in einer der dort 
genannten Anstalten angehalten wird und die 
Freiheitsstrafe oder die Anhaltung länger als 
einen Monat währt; 

2. sich im Ausland aufhält und der Auslandsauf­
enthalt in einem Kalenderjahr zwei Monate 
überschreitet. 

(2) Das Arbeitsamt kann auf Antrag des 
Anspruchsberechtigten das Ruhen der Sonderun­
terstützung nach Abs. 1 Z 2 nach Anhörung des 
zuständigen Vermittlungsausschusses (§ 44 a. d~s 
Arbeitsmarktförderungsgesetzes ) aus berücksIchtI­
gungswürdigen Gründen nachsehen. 

. (3) Bei Ruhen der Sonderunterstützung gebührt 
den zuschlagsberechtigten Personen im Sinne des 
§ 20 Abs. 2 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 
1977 die sich im Inland aufhalten und zu deren 
Unte~halt der Anspruchsberechtigte tatsächlich 
wesentlich beigetragen hat, eine Leistung in der 
Höhe der halben ruhenden Sonderunterstützung 
mit Ausnahme allfälliger Kinderzuschüsse. Zu die­
ser Leistung gebühren allfällige Kinderzuschüsse in 
der Höhe, wie sie zu der ruhenden Sonderunter­
stützung gebühren. Der Anspruch steht in folgen­
der Reihenfolge zu: 

Ehegatte (Lebensgefährte), Kinder (Stiefkinder, 
Wahlkinder, Pflegekinder), Eltern, Enkel, Großel­
tern. 

§ 89 Abs. 6 des Allgemeinen Sozialversicherungs­
gesetzes gilt sinngemäß." 

3. § 4 lautet: 

,,§ 4. Die Sonderunterstützung gebührt ab dem 
Tag der AntragsteIlung bis zum Anfall einer Pen­
sion aus den Versicherungsfällen der geminderten 
Arbeitsfähigkeit oder der dauernden Erwerbsunfä­
higkeit bzw. bis zur Erfüllung der Anspruchsvor­
aussetzungen für eine Pension aus einem der Versi­
cherungsfälle des Alters nach den in Betracht kom­
menden Bestimmungen des Allgemeinen Sozialver-
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sicherungsgesetzes, des Gewerblichen Sozialversi­
cherungsgesetzes bzw. des Bauern-Sozialversiche~ 
rungsgesetzes. " 

4. a) Im § 5 Abs. 1 wird der Ausdruck "des 
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche­
rungsgesetzes bzw. des Bauern-Pensionsversiche­
rungsgesetzes" durch den Ausdruck "des Gewerbli­
chen Sozialversicherungsgesetzes bzw. des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes" ersetzt. 

b) Im § 5 Abs. 2 wird der Ausdruck "der §§ 89 
bis 96 des Gewerblichen Selbständigen-Pensions­
versicherungsgesetzes bzw. der §§ 85 bis 92 des 
Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes" durch den 
Ausdruck "der §§ 149 bis 156 des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes bzw. der §§ 140 bis 
147 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes" 
ersetzt. 

c) § 5 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Jedes Einkommen des Arbeitslosen ist auf 
die Sonderunterstützung anzurechnen, ausgenom­
men die im § 292 Abs. 4 des Allgemeinen Sozialver­
sicherungsgesetzes angeführten Einkommen, die 
Geldleistungen der Unfallversicherung sowie Wit­
wen(Witwer)pensionen. Einkommen, die bereits 
bei der Festsetzung der Scinderunterstützung 
gemäß Abs. 2 berücksichtigt wurden, sind nicht 
anzurechnen. " 

d) § 5 Abs. 4 zweiter Satz lautet: 

,,§ 105 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset­
zes, § 73 des Gewerblichen Sozialversicherungsge­
setzes bzw. § 69 des Bauern-Sozialversicherungsge­
setzes sind entsprechend anzuwenden." 

e) Im § 5 Abs.5 wird der Ausdruck ,,§ 32 e des 
Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversiche­
rungsgesetzes bzw. des § 25 des Bauern-Pensions­
versicherungs gesetzes" durch den Ausdruck ,,§ 50 
des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. 
des § 46 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes" 
ersetzt. 

5. § 7 lautet: 

,,§ 7. (1) Die Bezieher von Sonderunterstützung 
sind gemäß Artikel 11 Abschnitt 5 des Arbeitslosen­
versicherungsgesetzes 1977 mit der Maßgabe kran-
kenversichert, daß ' 

1. Dienstnehmer, die während ihres letzten 
Dienstverhältnisses bei der Versicherungsan­
stalt des österreichischen Bergbaues kranken­
versichert waren, bei dieser Versicherungsim­
stalt, Dienstnehmer, die während des letzten 
Dienstverhältnisses bei einer Betriebskranken -
kasse krankenversichert waren, bei dieser 
Betriebskrankenkasse, alle übrigen Dienstneh­
mer bei der Gebietskrankenkasse ihres Wohn­
ortes versicherungszuStändig sind, 

2. der Beitrag zur Krankenversicherung mit dem 
für Angestellte in Betracht kommenden Hun-

dertsatz der Beitragsgrundlage zu bemessen 
ist, , 

3. als Beitragsgrundlage die Sonderunterstüt­
zung einschließlich der Sonderzahlungen (§ 5 
Abs.4) bzw. die Leistung nach § 2 Abs. 3 gilt 
und 

'4. für die Leistungen aus der Krankenversiche­
rung der Anspruch auf Sonderunterstützung 
dem Bezug einer Pension gleichsteht. 

(2) Für die Zeit von der AntragsteIlung auf Zuer­
kennung der Sonderunterstützung bis zum Erhalt 
der darüber ergangenen Erledigung sind die §§ 10 
Abs.7, 12 Abs.5 zweiter Satz und 79 Abs.1' des 
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes, der § 6 
Abs. 2 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset­
zes bzw. der § 6 Abs. 2 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes über die vorläufige Krankenversiche­
rung mit der Maßgabe anzuwenden, daß die 
Bescheinigung vom zuständigen Arbeitsamt auszu­
stellen ist." 

6. § 9 lautet: 

,,§ 9. Für Bezieher von Sonderunterstützung ist 
eine Kontrollmeldung nach § 49 des Arbeitslosen­
versicherungsgesetzes 1977 bei Vorliegen einer im 
Sinne des § 1 Abs. 2 zumutbaren Beschäftigungs­
möglichkeit vorzuschreiben. Dies gilt nicht im Falle 
eines Auslandsaufenthaltes gemäß § 2." 

7. § 10 lautet: 

,,§ 10. Personen, die Sonderunterstützung bean­
tragt haben und hiefür mit Ausnahme der Warte­
zeit gemäß § 1 Abs. 1 die Voraussetzungen erfül­
len, ist bis zur Mitteilung durch den leistungszu­
ständigen Pensionsversicherungsträger nach § 11 
ein Vorschuß in der Höhe des Arbeitslosengeldes 
bzw. der Notstandshilfe nach den Bestimmungen 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 zu 
gewähren. Dieser Vorschuß ist auf die Später 
gewährte SonderunterstÜtzung anzurechnen," 

8. § 11 lautet: 

,,§ 11. (1) Der gemäß §§ 246, 251 a des Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetzes bzw. § 129 des 
Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes bzw. 
§ 120 des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes lei­
stungszuständige Pensionsversicherungsträger hat 
das Vorliegen der Voraussetzung der Erfüllung der 
Wartezeit (§ 1 Abs. 1) und die Höhe der leistun­
gen gemäß § 5 Abs. 1, 2, 8 bzw. 9 dem zuständigen 
Arbeitsamt auf dessen Ersuchen unverzüglich mit­
zuteilen. 

(2) Soweit der Hauptverband der österreichi­
schen Sozialversicherungsträger (§ 31 ASVG) im 
Rahmen seiner Aufgaben nach § 31 Abs. 3 Z 14 
und 15 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset­
zes die Verarbeitung von Daten der Versicherten 
für die Arbeitsämter durchführt, ist er Verarbeiter 
im Sinne des § 3 Z 4 des Datenschutzgesetzes. Die 
Inanspruchnahme des Hauptverbandes der österrei-
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chischen Sozialversicherungsträger für die Verar­
beitung durch die Arbeitsämter bedarf keines Ver­
trages nach § 13 Abs.2 des Datenschutzgesetzes, 
BGBI. Nr. 565/1978." 

9. § 13 lautet: 

,,§ 13. Im übrigen gelten die §§ 1, 8, 9 Abs. '1, 3 
und 4, 10 bis 15, 17 Abs. 2, 22 Abs. 1,24,25,44 bis 
48, 49 Abs; 2, 50 bis 55, 57 sowie 67 bis 73 des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 sinnge­
mäß.". 

10. § 15 lautet: 

,,§ 15. Fällt unmittelbar im Anschluß an den 
Bezug von Sonderunterstützung eine Leistung aus 
dem Versicherungsfall der gemindenen Arbeitsfä­
higkeit bzw. der dauernden Erwerbsunfähigkeit 
oder aus einem der Versicherungsfälle des Alters 
mit Ausnahme des Knappschaftssoldes nach den in 
Betracht kommenden Bestimmungen des Allgemei­
nen Sozialversicherungsgesetzes, des Gewerblichen 
Sozialversicherungsgesetzes bzw. des Bauern­
Sozialversicherungsgesetzes an, so ist der Wegfall 
der Sonderunterstützungim Bereich einer gesetzli­
chen Pensionsversicherung 'dem Wegfall einer Pen­
sion aus der Pensionsversicherung gleichzuhalten; 
§ 240 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 
bzw. § 125 des GewerblichenSozialversicherungs­
gesetzes bzw. § 116 des Bauern-Sozialversiche­
rungsgesetzes sind sinngemäß anzuwenden." 

11. a) § 18 Abs. 2 wird aufgehoben. 

b) § 18 Abs. 3 wird § 18 Abs. 2 und lautet: 

,,(2) Zeiten des Bezuges einer Sonderunterstüt­
zung sind bei Anwendung des § 2 a Abs. 1 Z 1 des 

Bauern-Sozialversicherungsgesetzes Zeiten des 
Bezuges einer Leistung aus der Pensionsversiche­
rung gleichzuhalten." 

12. Im § 19 ist der Ausdruck ,,§ 1 Abs. 1 lit. a" 
durch den Ausdruck ,,§ 1 Abs. 1 Z 1 lit. b" zu erset­
zen. 

13. ·Artikel IV Abs. 2 lautet: 

,,(2) Personen, die vor Eintritt der Arbeitslosig­
keit in einem Dienstverhältnis zu einem Kohlen­
bergbaubetrieb oder zu einem knappschaftlichen 
Betrieb standen, in dem Buntmetalle, Eisenerze, 
Magnesit, Graphit, Talk, Schwerspat, Gips oder 
Anhydrit gewonnen werden, haben Anspruch auf 
Sonderunterstützung gemäß § 1 Abs. 1 Z 1, sofern 
sie die sonstigen im § 1 Abs. 1 genannten Voraus­
setzungen erfüllen." 

,,Artikel 11 

§ 64 Abs. 7 zweiter Satz des Arbeitslosenversi­
cherungsgesetzes 1977, BGBI. Nr. 609/1977 in der 
Fassung des Bun<!esgesetzes BGBI. Nr. 594/1983, 
tritt mit 1. Jänner 1982 in Kraft." 

Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit vorstehend 
nicht anderes bestimmt ist, mit dem auf die Kund­
machung folgenden Monatsersten in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung 
betraut. 
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Druckfehlerberichtigung 

Im gedruckten Ausschußbericht 822 der Beilagen muß auf Seite 2 in der linkel 

Spalte das Abstimmungsergebnis statt "mit Stimmenmehrheit" richtig Itteils ein 

stimmig, teils mit Stimmenmehrheit" lauten. 
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